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Der Bundesminister der Finanzen 

VI B/l — BL 1 1 18 c — 112/58 


Bonn, den 14, August 1958 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr. : Fortdauernde Beschlagnahme von Wohnräumen durch 
die Stationierungstruppen 

Bezug: Kleine Anfrage der Fraktion der SPD 
— Drucksache 445 — 


Die Kleine Anfrage der Fraktion der SPD vom 12. Juni 1958 
beantworte ich namens der Bundesregierung im Benehmen mit 
dem Auswärtigen Amt und den Herren Bundesministern des 
Innern, für Verteidigung und für Wohnungsbau wie folgt: 

Zu 1. 

In Beantwortung der Kleinen Anfragen der Fraktion der SPD 
229 vom 7. Februar 1956 - Drucksache 2079 der 2. Wahlperiode -, 
266 vom 26. Juni 1956 - Drucksache 2563 der 2. Wahlperiode - 
und vom 30. Oktober 1957 - Drucksache 1 1 - habe ich bereits in 
meinen Schreiben vom 11. April 1956 - Drucksache 2290 der 
2. Wahlperiode vom 11. September 1956 - Drucksache 2680 der 
2. Wahlperiode - und vom 3. Januar 1958 - Drucksache 1 12 * dem 
Deutschen Bundestag eingehend über die rechtliche und tat- 
sächliche Situation und über meine schon im Jahre 1951 ein- 
geleiteten Maßnahmen zur Freimachung der von den Besatzungs- 
bzw. Stationierungsstreitkräften in Anspruch genommenen 
Liegenschaften berichtet. Ich gestatte mir, auf diese Darle- 
gungen Bezug zu nehmen. 

Nach den mir vorliegenden Unterlagen und den Mitteilungen 
der Herren Finanzminister und Finanzsenatoren der Bundes- 
länder waren am 31. Juli 1958 nodi 313 Wohnungseinheiten 
des Altbestandes an Wohnliegenschaften der privaten Hand 
— natürliche und juristische Personen — von den Streitkräften 
in Anspruch genommen. Bei zahlreichen Objekten schweben 
Verhandlungen über den Ankauf oder die Anmietung der 
Liegenschaften. Soweit dies nicht der Fall ist, werden Ersatz- 
bauten durchgeführt. Nur in ganz vereinzelten Fällen k be- 
finden sich diese Ersatzbauten noch im Stadium der Planung. 
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Die Grundstückseigentümer haben sich in der großen Mehr- 
zahl der Fälle zu einem kurzfristigen Stillhalteabkommen be- 
reit gefunden oder dulden das Fortbestehen der Anforderung 
stillschweigend. Nur in 20 Fällen mit insgesamt 47 Wohnungs- 
einheiten haben sich die Betroffenen mit der Anforderung 
nicht abgefunden. Soweit Ersatzbauten erstellt werden, ver- 
teilen sich die Fertigstellungstermine im wesentlichen auf die 
Zeit vom August bis November 1958. 

Unter der Voraussetzung, daß die augenblicklichflaufenden An- 
kaufs- und Anmietungsverhandlungen Erfolg haben und [daß 
die Ersatzbauten programmgemäß durchgeführt werden können, 
kann mit an Sicherheit grenzender Wahrscheinlichkeit davon 
ausgegangen werden, daß 299 der noch in Anspruch ge- 
nommenen Wohnungseinheiten der privaten Hand vor dem 
31. Dezember 1958 freigegeben werden und daß lediglich bei 
3 weiteren Grundstücken mit 13 Wohnungseinheiten im Lande 
Hessen und bei einem weiteren Grundstück mit einer Woh- 
nungseinheit im Lande Nordrhein-Westfalen die Ersatzge- 
stellung erst in der zweiten Hälfte des Jahres 1959 möglich 
sein wird. 

Zu 2. 

Die Bundesregierung hat bereits in Nr. 1 der Beantwortung 
der Kleinen Anfrage der Fraktion der SPD vom 30. Oktober 1957 
— Drucksadie 11 — vom 3. Januar 1958 — Drucksache 112 — 
ausgeführt, daß eine Diskrepanz zwisdien den Vorschriften 
des Artikels 48 Abs. 2 des Truppenvertrages und des § 85 
des Bundesleistungsgesetzes bestehe. Sie bedauert auch ihrer- 
seits, daß die Innehaltung der gesetzlichen Fristen für die 
Freigabe des Wohnraumes trotz erheblicher Bemühungen der 
Bundes- und Länderbehörden nicht möglidi geworden ist. Sie 
sieht sidi jedoch erneut zu dem Hinweis genötigt, daß bei 
den Verhandlungen in den Bundestagsausschüssen über die 
Fristen des § 85 des Bundesleistungsgesetzes von verschiedenen 
Bundesressorts mit Nachdruck darauf hingewiesen worden ist, 
es müsse zu Schwierigkeiten führen, wenn die Fristen zu 
kurz bemessen werden, insbesondere die weitere Inanspruch- 
nahme von Wohnungen auf die Zeit bis zum 30. September 
1957 begrenzt werden würde. Trotzdem ist es zu der jetzt 
geltenden Fassung des § 85 des Bundesleistungsgesetzes ge- 
kommen. 

Zu 3. 

Die Bundesregierung ist gewillt und bemüht, auf die be- 
schleunigte Abwicklung der Verfahren zur Entschädigung für 
an den freigegebenen Wohngrundstücken [und Wohnungsein- 
richtungsgegenständen entstandenen sogenannten Belegungs- 
schäden hinzuwirken. 
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Der Stand der Abwicklung der Verfahren, deren Durchführung 
bei den Bundesländern liegt, ergibt zum 31. März 1958 folgen- 
des Bild, wobei alle Freigaben nach dem 5. Mai 1955 berück- 
sichtigt worden sind: 

Es sind zur Zeit noch abzuwickeln 

a) 9953 Fälle von Schäden an Wohngrundstücken mit einem 
auf Grund der Anträge geschätzten Entschädigungsbetrag 
von 157,5 Mio DM, wobei in 8016 Fällen Vorauszahlungen 
mit 90,3 Mio DM geleistet worden sind; 

b) 9531 Fälle von Schäden an Wohnungseinrichtungsgegen- 
ständen einschließlich der in den Wohnungen zurückge- 
lassenen Gegenstände des persönlichen Bedarfs mit einem 
gesdiätzten Entschädigungsbetrag von 42,1 Mio DM; in 5089 
Fällen sind Vorauszahlungen in Höhe von 7,3 Mio DM ge- 
leistet worden, wobei die Erfahrung gezeigt hat, daß die 
endgültig festgesetzten oder vereinbarten Entschädigungs- 
beträge vielfach nicht unerheblich hinter den für statistische 
Erhebungen geschätzten Entschädigungsbeträgen Zurück- 
bleiben. 

Nach den im wesentlichen übereinstimmenden Erklärungen 
der Finanzminister und Finanzsenatoren der Länder ist damit 
zu rechnen, daß die Bearbeitung dieser noch anhängigen Ent- 
schädigungsfälle durch die zuständigen Verwaltungsbehörden 
je nach Art, Umfang und Schwierigkeiten der Fälle in etwa 
1 bis 2 Jahren abgeschlossen sein dürfte. 

Ich darf in diesem Zusammenhang erwähnen, daß die Behörden 
der Verteidigungslastenverwaltung bereits 173 878 Fälle von 
Schäden, die nach dem 5. Mai 1955 durch im Bundesgebiet 
stationierte ausländische Streitkräfte verursacht worden sind, 
und außerdem in der Zeit vom 1. Januar 1956 bis 31. März 1958 
119 077 Fälle von Besatzungsschäden aus der Zeit .vor dem 
5. Mai 1955 abschließend bearbeitet haben. 


In Vertretung 

Hartmann 



